
  

Ethnische Gruppen

Eine Lokalzeitung berichtet über einen Ladendiebstahl in der Stadt. Eine 49-jährige
Frau und ihr 14-jähriger Begleiter wurden von einer Angestellten des
Drogeriemarktes beim Diebstahl von Kosmetika ertappt. Die Zeitung erwähnt, dass
es sich um eine Roma-Frau handelt. Die Zeitung berichtet auch über ein
Gerichtsverfahren wegen versuchten Diebstahls und Raubes. Den angeklagten
Frauen werden mehrere Überfälle auf alte Menschen zur Last gelegt. In dem Artikel
werden die Beschuldigten als Roma bzw. Roma-Frauen bezeichnet. Der Zentralrat
Deutscher Sinti und Roma sieht in der Nennung der ethnischen Zugehörigkeit einen
Verstoß gegen Ziffer 12 des Pressekodex. Für die Nennung habe kein zwingender
Sachbezug bestanden, um den berichteten Tathergang zu verstehen. Die
Chefredaktion der Zeitung verweist auf ihre Pflicht einer sorgfältigen und
wahrheitsgemäßen Berichterstattung. Die Zahl der von Roma begangenen Straftaten
sei in der Stadt extrem hoch. Besonders häufig seien Taschendiebstähle durch
Kinder, Diebstähle in Supermärkten und Kaufhäusern sowie das Ausrauben älterer
und alleinstehender Menschen durch Roma-Frauen. Die Zeitung habe nicht nur das
Recht, sondern auch die Pflicht, ihre Leser vor bestimmten Tätergruppen zu warnen.
Schlimmer wären die Folgen in der Bevölkerung, wenn die Medien die Straftaten
gewisser Minderheiten grundsätzlich totschweigen würden. Eine saubere
Nachrichtengebung kann nach Überzeugung der Chefredaktion dagegen Vorurteile
abbauen. (1995/96)

Im ersten Fall hält der Presserat die Beschwerde für begründet. Den Verstoß gegen
Ziffer 12 des Kodex quittiert er mit einem entsprechenden Hinweis. Da es sich bei
dem berichteten Vorgang weder um ein spezifisch auf die ethnische Gruppe der
Roma zielendes Delikt handelte noch erkennbar war, dass die Benennung der
Zugehörigkeit der Verdächtigten zur Gruppe der Roma zum Verständnis des Vorfalls
sachlich begründet gewesen wäre, hätte die Erwährung vermieden werden müssen.
So aber ist nicht auszuschließen, dass die Erwähnung Vorurteile gegenüber
Minderheiten schüren könnte. Sie wirkt damit diskriminierend.

Im zweiten Fall weist der Presserat die Beschwerde als unbegründet zurück. Hier
wird über eine öffentliche Gerichtsverhandlung berichtet, in der auch persönliche
Aspekte erörtert wurden. So wird erwähnt, dass die Familie der beiden Roma-Frauen
inzwischen rund 20.000 Mark an eine beraubte Rentnerin zurückgezahlt hat. Die
Richter werteten diese Reaktion als strafmildernd und sahen in der noch
ausstehenden Rückzahlung der restlichen 10.000 Mark eine “wirklich gute Tat für die
Zukunft”. (B 27a/96)
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